Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Übertragung von Kindesschutzmassnahmen bei Wohnsitzwechsel 

Problem- und Fragestellung

Sind grundsätzlich alle Kindesschutzmassnahmen, z.B. geeignete Massnahmen nach Art. 307 ZGB (Ermahnungen, Weisungen, Bestimmen einer geeigneten Person für Einblicke), Obhutsentzug nach Art. 308 ZGB, Entzug der elterlichen Sorge nach Art. 311 ZGB bei Wohnsitzwechsel zu übertragen oder gibt es Ausnahmen davon?

Erwägungen

1. Zur Zuständigkeit der Vormundschaftsbehörden in Kindesschutzmassnahmeverfahren kennt das Zivilgesetzbuch lediglich die Bestimmungen der Art. 315, 315a und 315b ZGB. Zur Übertragung von Massnahmen werden sinngemäss die Bestimmungen des (Erwachsenen-vormundschaftsrechts angewandt (C. Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, 5. Auflage N. 27.59), d.h die Art. 376/377 in Verbindung mit Art. 396 ZGB, wobei die Massnahmen des Erwachsenenvormundschaftsrechts mit Ausnahme der fürsorgerischen Freiheitsentziehung mandatsgebunden sind.

2. Es stellt sich Ihnen nun die Frage, wie es sich mit der Übertragung von nicht mandatsgebundenen Kindesschutzmassnahmen verhält, d.h. mit Weisungen, Auflagen, Ermahnungen etc. Man muss diesbezüglich unterscheiden, ob es sich um eine einmalige Weisung (z.B. das Kind einer zahnärztlichen Untersuchung zuzuführen), für deren Übertragung keine Notwendigkeit und Rechtfertigung besteht (C. Hegnauer, 27.61), oder um eine längerfristige Massnahme (z.B. Aufgabenhilfe, Betreuungsauflage durch einen Schulhort oder eine Kinderkrippe und dergleichen) oder um eine Massnahme mit Blick auf allfällig weitere Kindesschutzmassnahmen (z.B. Auflage, eine Familientherapie durchzuführen) handelt. Grundsätzlich entscheidend für die Übertragung von vormundschaftlichen Kindesschutzmassnahmen ist das Kindeswohl (vgl. unsere Antwort vom 22.1.02): Muss die Entwicklung eines Kindes weiterverfolgt werden, ist die neue Wohnsitzbehörde verpflichtet, angeordnete Kindesschutzmassnahmen gleich welcher Natur zu übernehmen und weiterzuführen, falls das Kindeswohl dies gebietet. Allerdings gibt es hiezu eine wichtige Einschränkung (siehe Ziff. 4 nachfolgend). 

3. Anders verhält es sich, wenn eine vormundschaftsbehördliche Anordnung gemäss Art. 307 ZGB im Rahmen eines hängigen Abklärungsverfahren ergangen ist: Hier bleibt die ursprünglich mit der Einleitung des Verfahrens befasste Behörde bis zur Anordnung der Massnahmen oder der Einstellung des Verfahrens zuständig, weil Verfahren nicht übertragen werden können.

4. Wechselt der gesetzliche Wohnsitz des Kindes, ist es aber gemäss Art. 310 ZGB am bisherigen Wohnsitz platziert und behält es diese Platzierung bei, so ist die Massnahme nicht zu übertragen (d.h. die bisherige Wohnsitzzuständigkeit wird zur Aufenthaltszuständigkeit, Hegnauer Grundriss 27.61). Andernfalls, d.h. für den Fall, dass das Kind nicht an seinem bisherigen Wohnsitz, sondern an einem andern Aufenthaltsort platziert ist, an welchem keine vormundschaftsbehördliche Zuständigkeit begründet worden war (vgl. unsere Antwort vom 22.1.02 Ziff. 1 und Art. 315 Abs. 2 ZGB), ist die Massnahme nach Art. 310 ZGB entweder an den neuen Wohnort des Kindes oder an seinen Aufenthaltsort zu übertragen, je nach dem, was das Kindeswohl gebietet.

5. Im Falle der Entziehung der elterlichen Sorge (Art. 311 ZGB) stellt sich das Problem anders, weil diese Massnahme immer verbunden ist mit der Anordnung einer Vormundschaft (Art. 368 ZGB), womit sich der Wohnsitz des Kindes am Sitz der Vormundschaftsbehörde befindet (C. Hegnauer, 27.61 und dort zitierte Fundstellen). Hier stellt sich also die Frage, ob bei stabilem Aufenthalt des Kindes die Vormundschaft an diesen Aufenthaltsort zu übertragen sei (womit ein neuer Wohnsitz des Kindes begründet wird). Dies ist zu bejahen, wobei sich die beteiligten Vormundschaftsbehörde zuvor gewissenhaft über die Eignung des Platzierungsortes ein Bild machen müssen(ZVW 1983 S. 33), damit eine gewisse Gewähr besteht, dass von der Schaffung eines neuen Lebensmittelpunktes für das Kind ausgegangen werden kann. 
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